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Erstes Kapitel

Einleitung

Die Möglichkeiten staatlichen Ausforschens werden fortwährend erweitert – sei
es unter dem Deckmantel der Prävention oder offen zu Zwecken der Strafverfolgung.
Bereits seit den 70er Jahren hat es eine innenpolitische Aufrüstung ohnegleichen
gegeben, zunächst angeheizt durch den Terrorismus der Rote Armee Fraktion
(RAF)1, dann durch die Organisierte Kriminalität2, später durch den islamistischen
Terrorismus3 und in jüngster Vergangenheit durch den rechtsextremen Terrorismus.

1 Als Reaktion auf den Terrorismus insbesondere der RAF hat der Gesetzgeber u. a. das
Gesetz zur Änderung des StGB, der StPO, des GVG, der BRAO und des StVollzG vom 18.8.
1976 (BGBl. I 1976, 2181), das den Straftatbestand der Bildung terroristischer Vereinigungen
gemäß § 129a StGB einführt und hieran die Überwachung des Schriftverkehrs zwischen einem
Inhaftierten und seinem Verteidiger gemäß § 148 Abs. 2 StPO, die Anordnung der Untersu-
chungshaft ohne Vorliegen eines Haftgrundes gemäß § 112 Abs. 3 StPO und die primäre Er-
mittlungszuständigkeit des GBA gemäß §§ 120 Abs. 1 Nr. 6, 142a Abs. 1 S. 1 GVG knüpft, das
Gesetz zur Änderung der StPO vom 14. 4.1978 (BGBl. I 1978, 497), das u. a. die Durchsuchung
von Gebäuden gemäß § 103 Abs. 1 S. 2 StPO, die Einrichtung von Kontrollstellen gemäß § 111
StPO und die Identitätsfeststellung gemäß §§ 163b, 163c StPO einführt, sowie das Gesetz zur
Bekämpfung des Terrorismus vom 19.12. 1986 (BGBl. I 1986, 2566), das u. a. die modifizierte
Wiedereinführung der Strafbarkeit wegen Anleitung zu Straftaten gemäß § 130a StGB, die
Neufassung von § 129a StGB sowie die Erweiterung der Primärzuständigkeit des GBA gemäß
§§ 120 Abs. 2, 142a Abs. 1 S. 1 GVG vorsieht, erlassen; vgl. ausführlich Schulte, Terrorismus
und Anti-Terrorismus-Gesetzgebung, S. 90 ff.

2 Durch das Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderer Er-
scheinungsformen der Organisierten Kriminalität (OrgKG) vom 15. 7. 1992 (BGBl. I 1992,
1302) hat der Gesetzgeber u. a. gesetzliche Grundlagen für die Rasterfahndung (vgl. §§ 98a, 98b
StPO) und den Einsatz technischer Mittel zu Ermittlungszwecken (vgl. §§ 100c, 100d StPO)
geschaffen sowie durch das Gesetz zur Verbesserung der Bekämpfung der Organisierten
Kriminalität vom 4.5. 1998 (BGBl. I 1998, 845) u. a. in § 100c Abs. 1 Nr. 3 StPO die akustische
Wohnraumüberwachung, den sog. Großen Lauschangriff, eingeführt.

3 Als Reaktion auf den islamistischen Terrorismus hat der Gesetzgeber u. a. das Gesetz zur
Bekämpfung des internationalen Terrorismus (Terrorismusbekämpfungsgesetz) vom 9. 1.2002
(BGBl. I 2002, 361), das etwa die Kompetenzen der Geheimdienste erweitert (vgl. Art. 1 bis 3
Terrorismusbekämpfungsgesetz) und die Beschaffung und Verwertung von Daten in der BRD
lebender Personen erleichtert (vgl. Art. 5, 7, 8, 11, 18 Terrorismusbekämpfungsgesetz), das
Gesetz zur Errichtung gemeinsamer Dateien von Polizeibehörden und Nachrichtendiensten des
Bundes und der Länder (Gemeinsame-Dateien-Gesetz) vom 22. 12. 2006 (BGBl. I 2006, 3409),
das die Errichtung einer standardisierten zentralen Antiterrordatei von Polizeibehörden und
Nachrichtendiensten von Bund und Ländern (vgl. Art. 1 Gemeinsame-Dateien-Gesetz) sowie
die Errichtung gemeinsamer Projektdateien von BfV, MAD, BND, den Polizeibehörden des
Bundes und der Länder, dem Zollkriminalamt sowie den Landesbehörden für Verfassungs-
schutz (vgl. Art. 2 bis 4 Gemeinsame-Dateien-Gesetz) ermöglicht, das Gesetz zur Ergänzung



Der Staat kommt, wie es Hirsch4 formuliert, „nicht mit den pflasterknallenden
Stiefeln der Macht, sondern auf den leisen Sohlen wohlmeinender Entmündigung“.
Er lässt seine Bürger datenmäßig durchrastern, überwacht sie mit Videokameras,
belauscht sie in ihren Wohnungen, zwingt sie, sich auf ihren Wegen auszuweisen, und
speichert ihre Daten.

Von einer übereifrigen Politik der Inneren Sicherheit werden, so macht es den
Anschein, Kriminalität und Terrorismus gar als dankbarer Anlass genommen, um
(alte) Forderungen nach weiter reichenden Überwachungsmöglichkeiten zu legiti-
mieren.5 So beschwor der frühere Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich aus
Anlass der Anschläge der Zwickauer Zelle erneut die Notwendigkeit der Vorrats-
datenspeicherung.6 Obschon allseits eingeräumt worden war, dass gravierende Er-
mittlungspannen der Sicherheitsbehörden ein frühzeitiges Aufspüren der Terroristen
vereitelt hatten,7 wird nun einem vermeintlichen Defizit an staatlichen Überwa-
chungsmöglichkeiten die Schuld zugewiesen. Und wieder wird der Ruf nach neuen
Eingriffsbefugnissen laut.

Dabei ist gemeinsamer Nenner vieler neuer Ausforschungs- und Überwa-
chungsmaßnahmen, wie etwa der Funkzellenabfrage oder der Rasterfahndung, dass
sie nicht mehr allein Verdächtige oder, in der Terminologie des Polizeirechts, sog.
Störer betreffen, sondern auch und sogar überwiegend in die Grundrechte unbetei-
ligter Dritter eingreifen.8

Zudem wurden die Voraussetzungen staatlichen Einschreitens unter dem Etikett
der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung gravierend abgesenkt. So genügt nach
den Polizeigesetzen bereits der diffuse Verdacht einer noch gar nicht geplanten,
sondern nur möglichen Tat, um den Bürger auszuspionieren.9 Mit dieser Aufga-
benzuweisung verwischen jedoch die Grenzen von Prävention und Repression und

des Terrorismusbekämpfungsgesetzes vom 5. 1.2007 (BGBl. I 2007, 2), das u. a. den An-
wendungsbereich der Auskunftsbefugnisse des BfV ausweitet und deren Eingriffsschwellen
absenkt (vgl. § 8a BVerfSchG), diese ferner unter spezifizierten Voraussetzungen auch für die
übrigen Geheimdienste des Bundes gelten lässt (vgl. § 4a MADG, § 2a BNDG) sowie die
Befugnis der Geheimdienste des Bundes zur Ausschreibung von Personen im Schengener
Informationssystem (SIS) einführt (vgl. § 17 Abs. 3 BVerfSchG), und das Gesetz zur Abwehr
von Gefahren des internationalen Terrorismus durch das Bundeskriminalamt vom 25. 12.2008
(BGBl. I 2008, 3083), das dem BKA in § 4a BKAG die Aufgabe der Abwehr von Gefahren des
internationalen Terrorismus zuweist (vgl. ausführlich Sechstes Kapitel), erlassen.

4 Hirsch, in: Die Zeit v. 3.3. 2005.
5 Vgl. Hirsch, ZRP 2008, 24 f.
6 Vgl. Hamburger Abendblatt v. 26.11. 2011.
7 Vgl. nur die frühere Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger im

Interview mit der Passauer Neue Presse v. 24. 11. 2011.
8 Vgl. Wolter, in: Rudolphi-FS, S. 733, 737 ff.
9 Vgl. Hohmann-Dennhardt, NJW 2006, 545, 548.
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der Bürger droht vom Schutzobjekt zur Erkenntnisquelle zu pervertieren, die um-
fassend abgeschöpft wird.10

Die Erkenntnisse, die der Staat über den Bürger erlangt, ohne dass dieser hierfür
einen irgendwie gearteten Anlass gesetzt hätte, können dann von den Strafverfol-
gungsbehörden zur Einleitung gegen ihn gerichteter Ermittlungsverfahren fruchtbar
gemacht werden. Da die Anforderungen des Anfangsverdachts sehr gering sind,
genügen schon vage Erkenntnisse, um zum Beschuldigten zu werden. Dabei drängt
sich gerade in Zeiten eines unter dem Banner der Inneren Sicherheit geführten
Kampfes gegen das Böse, in denen das Strafrecht als prima ratio neuen Zulauf er-
fährt, der Eindruck auf, dass die Verdächtigung nicht selten nach Maßgabe politi-
scher Strömungen und behördeninterner Diensthermeneutik erfolgt.11 Gleichwohl
hat der Beschuldigte keine Möglichkeit, die Verfahrenseinleitung gerichtlich über-
prüfen zu lassen.

Schließlich dominieren auch auf europäischer Ebene Sicherheitsbestrebungen die
Rechtspolitik. Um einer möglichst effektiven Strafverfolgung auf den Weg zu helfen,
wurden in den vergangenen Jahren zahlreiche Instrumente gegenseitiger Anerken-
nung, wie der Rahmenbeschluss über den Europäischen Haftbefehl und der Rah-
menbeschluss über die Europäische Beweisanordnung, geschaffen, hinter denen die
Durchsetzung von Beschuldigtenrechten zurücksteht. Gemeinsame Mindestver-
fahrensstandards existieren nicht und auch ein Gegengewicht zu den europäischen
Strafverfolgungsinstitutionen in Gestalt einer zentralen europäischen Strafvertei-
digungsstelle konnte sich bislang nicht etablieren.12

Die Liste der rechtsstaatlichen Defizite ist lang und kann hier nicht abschließend
erörtert werden. Diese Arbeit soll aus der Perspektive des Bürgers als dem primären
Adressaten des Straf- bzw. Strafverfahrensrechts und des Polizeirechts die vorge-
nannte Entwicklung, die seine Grundrechte mehr und mehr zu erodieren droht,
analysieren. Schlaglichtartig sollen hierfür verschiedene und sich wechselseitig
verstärkende Entwicklungsstränge beleuchtet werden, die die rechtsstaatlichen
Grenzen der Verbrechensbekämpfung zunehmend aufweichen und ihr Gepräge
nachhaltig verändern. Dabei ist zentrale Frage dieser Untersuchung, ob die staatliche
Verbrechensbekämpfung ihrer derzeitigen normativen und faktischen Struktur nach
noch hinreichend Raum für einen effektiven Grundrechteschutz lässt oder ob sie
vielmehr in toto eine grundrechtsfeindliche Ausrichtung angenommen hat und damit
rechtsstaatswidrig ist.

Im Einzelnen ist zunächst darauf einzugehen, ob das Erfordernis des Anfangs-
verdachts staatliches Einschreiten zu repressiven Zwecken wirksam begrenzen und
damit eine beliebige staatliche Zweckvereinnahmung des Bürgers verhindern kann.
Dabei muss auch in den Blick genommen werden, wie es sich auswirkt, dass de facto

10 Vgl. Hohmann-Dennhardt, NJW 2006, 545, 548.
11 Schulz, StraFo, 295, 298.
12 Vgl. Gleß, StV 2010, 400, 404 ff.
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